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1 Folgende Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 

 
1.1 Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
1.2 Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein 
1.3 Kreis Pinneberg - Fachdienst Abfall 
1.4 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
1.5 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Außenstelle Itzehoe  
 (Fachbereich Immissionsschutz) 
1.6 NABU Schleswig-Holstein 
1.7 AG 29 
1.8 azv Südholstein 
1.9 Schleswig-Holstein Netz AG 

 
 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 
 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Außenstelle Itzehoe  

(Fachabt. Landwirtschaft, Bodenordnung, Dorfentwicklung / Tourismus) 
 Bauernverband Schleswig-Holstein e.V. 
 Gemeinde Prisdorf 
 
 
 

2 Landesplanerische Stellungnahmen 
2.1 Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
2.2 Kreis Pinneberg  
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1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
In die Begründung werden bezüglich der 
Bauflächendarstellung und der städtebaulichen Zielsetzung 
folgende Absätze (Kap. 5) eingefügt: 
 
„Die Darstellung als gemischte Baufläche erfolgt in Ergänzung 
der entsprechend dargestellten Bereiche beiderseits der 
Hauptstraße. Insgesamt ist eine Mischung aus Wohnen, 
landwirtschaftlichen Betrieben und gewerblichen Nutzungen 
vorhanden und soll auch künftig möglich bleiben. Die 
Darstellung als gemischte Baufläche entspricht daher sowohl 
dem Bestand als auch dem Planungsziel der Gemeinde.“ 
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Zu 
1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
“Es handelt sich bei der Darstellung nicht um eine Erweiterung 
der bebauten Ortslage, sondern um eine Anpassung an den 
Bestand. Das Plangebiet stellt sich nicht als landwirtschaftliche 
Fläche da, wie es bisher dargestellt wurde, sondern als 
rückwärtiger Grundstücksteil eines bebauten Grundstücks an 
der Hauptstraße. Es ist nicht mehr nachzuvollziehen, warum 
das Plangebiet im Rahmen der FNP-Aufstellung nicht in die 
gemischte Baufläche einbezogen wurde, sondern die Grenze 
zwischen gemischter Baufläche und Fläche für die 
Landwirtschaft diagonal durch das Grundstück gezogen wurde. 
Die damalige Grenzziehung erscheint zufällig und wird 
nunmehr entsprechend der tatsächlichen Situation korrigiert. 
Die Grenze zwischen gemischter Baufläche und Fläche für die 
Landwirtschaft wird nunmehr dort festgelegt, wo sie in der 
Realität verläuft." 
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1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Und 2. 
Der Anregung wird gefolgt. 
In der Begründung (Kap. 6) wird folgender Absatz ergänzt:  
 
„Außerhalb der Ortsdurchfahrt dürfen Hochbauten jeder Art 
sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in 
einer Entfernung bis zu 20 m von der L 106 (gemessen von 
äußeren Rand der nächstgelegenen befestigten Fahrbahn), 
nicht errichtet bzw. vorgenommen werden. Im 
Änderungsbereich dieser Flächennutzungsplanänderung 
betrifft dies lediglich einen kleinen Bereich im Norden. Einen 
direkten Anschluss an die L 106 hat der Änderungsbereich 
nicht. Direkte Zufahrten zur freien Strecke der L 106 sind nicht 
zulässig. Die Erschließung erfolgt ausschließlich von Süden 
über die Gemeindestraße Tävsmoorweg.“ 
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Zu 
1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Zu 3. 
Der Anregung wird gefolgt. 
In der Begründung wird folgender Absatz (Kap. 
Immissionsschutz) ergänzt:  
 
„Zeitweilig auftretende Immissionen aus den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen sind als ortsüblich hinzunehmen. 
Eine besondere Belastung des Plangebiets ist dadurch nicht 
erkennbar. 
Die Entfernung zum nächstgelegenen landwirtschaftlichen 
Betrieb beträgt ca. 100 m. 
 
Durch die Verkehrsbelastung auf der L 106 sind keine 
Beeinträchtigungen der innerhalb der gemischten Baufläche 
zulässigen Nutzungen zu befürchten.“ 
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1.3  
 
 
 
Die Stellungnahme ist berücksichtigt. 
Die Anfahrbarkeit ist genauso gegeben, wie bei den östlichen 
Nachbargrundstücken. 
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1.4 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung ist bereits gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis ist in der Begründung (Kap 3.4) 
bereits enthalten. 
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1.5 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.6 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.7  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.8 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.9 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der 
Begründung (Kap. 7) ergänzt. 
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2.1 
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zu 
2.1 
 
 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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2.2 
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zu 
2.2 
 
 
  

 
Kenntnisnahme. 
 
 

 


